
 
 

Kantonsratsbeschluss 
 Vom 19. Mai 2010  
 
 
 Nr. RG 004/2010 
 

Folgen bei Unvereinbarkeit des Kantonsratsmandates; Teilrevision des Kantonsratsge-
setzes    
  

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 69 der Kantonsverfassung, nach Kenntnis-
nahme von Bericht und Antrag der Ratsleitung vom 16. Dezember 2009, beschliesst: 
 
I. Das Kantonsratsgesetz wird wie folgt geändert: 
 
Als § 26bis wird eingefügt: 
 
§ 26bis . Folgen der Unvereinbarkeit 
1 Tritt Unvereinbarkeit des Kantonsratsmandats ein und will die betroffene Person am Kantons-
ratsmandat festhalten, hat sie eine Kopie der Kündigung der anderen Tätigkeit auf den nächst-
möglichen ordentlichen Termin einzureichen, die bis spätestens einen Tag vor ihrer Vereidigung 
eingetroffen sein muss. 
2 Bestreitet die betroffene Person die Unvereinbarkeit und stellt die zuständige Behörde das 
Vorliegen einer solchen fest, hat die betroffene Person innert vier Tagen eine Kündigung der 
anderen Tätigkeit auf den nächstmöglichen ordentlichen Termin einzureichen, wenn sie am 
Kantonsratsmandat festhalten will. Das Kantonsratsmandat darf bis zum Entscheid der zustän-
digen Behörde über den Bestand der Unvereinbarkeit nicht ausgeübt werden. 
3 Liegt das Kündigungsschreiben nicht fristgerecht vor, wird Verzicht auf das Kantonsratsmandat 
angenommen und das Verfahren zur Bestimmung eines Nachfolgers oder einer Nachfolgerin 
eingeleitet. 
 
II. Inkrafttreten 
 
Diese Änderung tritt nach unbenütztem Ablauf der Referendumsfrist bzw. nach Annahme durch 
das Volk in Kraft. 
 
 
Im Namen des Kantonsrats 
Hans Abt Fritz Brechbühl 
Präsident Ratssekretär 
 

Dieser Beschluss unterliegt dem fakultativen Referendum. 

Verteiler 

Staatskanzlei (STU, FUE, STE) 
GS 
BGS 
Amtsblatt (Referendum) 
Kantonale Finanzkontrolle 
Parlamentsdienste (388/2010)    


